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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. November 1967 

1/3 — 41105 — 3015/67 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Schiffs- 
bankgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 314. Sitzung am 13. Oktober 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf 
Stellung genommen und beschlossen, die Eingangsworte wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Durch das im Entwurf vorliegende Gesetz sollen § 5 Abs. 1 und 
§ 10 Abs. 5 des Schiffsbankgesetzes geändert bzw. neu gefaßt 
werden. Beide Vorschriften haben ihre z. Z. geltende Fassung 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Schiffsbank- 
gesetzes vom 8. Mai 1963 (BGBl. I S. 293) erhalten. Dieses Ge- 
setz hielt der Bundesrat für zustimmungsbedürftig und er hat 
dem Gesetz zugestimmt. Aus diesem Grunde bedarf auch die 
vorliegende Novelle der Zustimmung des Bundesrates. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Di. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Schiffsbankgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; I 

A r t i k e 1 1 i 

j 

Das Gesetz über Schiffspfandbriefbanken (Schiffs- i 
bankgesetz) in der Fassung vom 8. Mai 1963 (Bun- i 
desgesetzbl. I S. 301) wird wie folgt geändert und j 
ergänzt: ! 

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Als neue Nummer 1 wird eingefügt: 

„1. Darlehen für den Bau, den Umbau, den 
Erwerb und die Reparatur von Schiffen 
sowie die Umschuldung von Schiffskre- 
diten gegen die Übernahme der vollen 
Gewährleistung durch eine inländische 
Körperschaft oder Anstalt des öffent- 
lichen Rechts gewähren;'' 

Die bisherigen Nummern 1 bis 8 werden 

Nummern 2 bis 9. 

b) Die neue Nummer 8 erhält folgende Fassung: 

„8. Darlehen bei Kapitalsammelstelien zum 
Zwecke der Gewährung von Darlehen, 
die durch Schiffshypotheken oder durch 
die volle Gewährleistung einer inlän- 
dischen Körperschaft oder Anstalt des 
öffentlichen Rechts gesichert werden, auf- 


nehmen und Sicherheiten für diese Dar- 
lehen bestellen;" 

2. § 10 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Beleihungen nach Absatz 4 und Darlehen 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, soweit sie für im Ausland 
registrierte Schiffe und Schiffsbauwerke gewährt 
werden, dürfen zusammen den zehnfachen Be- 
trag des eingezahlten Grundkapitals und der in 
§ 7 Abs. 1 bezeichneten Rücklagen nicht über- 
steigen." 

3. In § 7 Abs. 2 wird die Bezeichnung „Nr. 7" 
durch „Nr. 8" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Den Schiffspfandbriefbanken als Spezialinstituten 
für den langfristigen Sdiiffskredit sind außer der 
Beleihung von Schiffen gegen Sicherung durch 
Schiffshypotheken und der Ausgabe von Sdiiffs- 
pfandbriefen nur die in § 5 Abs. 1 des Sdiiffsbank- 
gesetzes bezeidineten Nebengesdiäfte gestattet. Zu 
diesen Nebengesdiäften gehört nicht das von 
öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten betriebene, 
aber auch den privaten Hypothekenbanken nach 
§§ 5, 41 des Hypothekenbankgesetzes in gewissem 
Umfange erlaubte sogenannte Kommunalgeschäft, 
d. h. die Gewährung von Darlehen an inländische 
Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen 
Rechts oder gegen Übernahme der vollen Gewähr- 
leistung durch eine solche Körperschaft oder Anstalt 
und die Ausgabe von Schuldverschreibungen auf 
Grund der so erworbenen Forderungen. Die Schiffs- 
banken haben diese Beschränkung ihres Geschäfts 
bemängelt. Die entsprechend den stetig wachsenden 
Größen der Schiffe immer mehr steigenden Kredit- 
anforderungen lassen sich häufig nur noch mit 
Hilfe von Bürgschaften der öffentlichen Hand erfül- 
len. Es erscheint aber nicht nur ungerechtfertigt, 
sondern auch zweckwidrig, gerade die Schiffsbanken 
mit ihrer Erfahrung im Schiffskreditgeschäft weiter- 
hin von der Möglichkeit auszuschließen, Darlehen 
auch ohne Sicherung durch Schiffshypotheken gegen 
Kommunalbürgschaft zu gewähren, während eine 
solche Darlehensgewährung anderen Kreditinstitu- 
ten gestattet ist. 

Artikel 1 Nr, 1 Buchstabe a des Entwurfs erweitert 
den Kreis der den Schiffsbanken erlaubten Neben- 
geschäfte daher um dieses Geschäft. Ein Bedürfnis, 
den Schiffsbanken auch die Gewährung von Direkt- 
darlehen an Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts zu gestatten, besteht angesichts 
ihrer auf den Schiffskredit beschränkten Aufgaben 
nicht. 

Um den Schiffsbanken die Refinanzierung der kom- 
munalverbürgten Darlehen zu ermöglichen, sieht der 
Entwurf in Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b auch die 
Erweiterung ihres Passivgeschäfts vor. Die Schiffs- 
banken, die bisher nach § 5 Absatz 1 Nr. 7 des 
Schiffsbankgesetzes Globaldarlehen bei Kapital- 
sammelstellen nur zum Zwecke der Gewährung 
durch Schiffshypotheken gesicherter Darlehen auf- 
nehmen durften, sollen in Zukunft solche Darlehen 
auch zur Refinanzierung kommunalverbürgter 
Darlehen aufnehmen können. Von der Erlaubnis zur 
Refinanzierung durch Ausgabe von Kommunal- 
schuldverschreibungen, wie sie den anderen Kredit- 
instituten gestattet ist, sieht der Entwurf ab. Eine 
Notwendigkeit, die bisherige Arbeitsteilung auf 
dem Gebiete des Schiffskredits zwischen Schiffs- 
banken und öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten 
zu ändern, ist nicht ersichtlich. Die Ausgabe von 


Kommunalobligationen sollte vielmehr den Spezial- 
instituten des Kommunalkredits Vorbehalten blei- 
ben, 

II. 

In den letzten Jahren hat der Neubau von See- 
schiffen für das Ausland auf deutschen Werften 
immer mehr an Bedeutung gewonnen. Nach einer 
vom Bundesminister für Wirtschaft veröffentlichten 
Statistik (Bundesanzeiger Nr. 91 vom 18. Mai 1967) 
betrug der nach BRT berechnete Anteil an der 
gesamten Seeschiffsneuproduktion im Jahre 1965 
60,2 vom Hundert und im Jahre 1966 59,7 vom Hun- 
dert. Damit stieg auch die Nachfrage nach der Ge- 
währung von Schiffskredit durch deutsche Kredit- 
geber. Die Schiffsbanken beteiligten sich in erheb- 
lichem Umfang an diesem der Exportförderung und 
der Sicherung der Arbeitsplätze auf den Werften 
dienenden Geschäft mit dem Ausland. Sie unter- 
liegen dabei jedoch nach § 10 Abs. 5 des Schiffs- 
bankgesetzes einer Beschränkung ihres Geschäfts- 
volumens auf. 30 vom Hundert ihres Aktivgeschäfts 
in Deutscher Mark. Diese Grenze ist bei einigen 
Schiffsbanken fast erreicht. Es erscheint erforderlich, 
unter Berücksiditigung der in der VergaDgenheit 
gemachten Erfahrungen und angesichts der Tendenz 
auf dem Schiffsbausektor diese Begrenzung zu 
erweitern und auch strukturell zu ändern. Zu die- 
sem Zweck isieht der Entwurf in Artikel 1 Nr. 2 
eine Neufassung des § 10 Abs. 5 des Schiffsbank- 
gesetzes vor. Der Umfang der Beleihungen und 
künftig auch der Finanzierung ausländischer Schiffe 
ohne Sicherung durch Schiffshypotheken soll nicht 
mehr entsprechend der gegenwärtigen Rechtslage 
durch einen Vomhundertsatz des Aktivgeschäfts in 
Deutscher Mark beschränkt werden, sondern wird 
vom Betrag des eingezahlten Grundkapitals ein- 
schließlich der Rücklagen nach § 7 Abs. 1 des 
Schiffbankgesetzes abhängig gemacht. Es erscheint 
angemessen und nach den bisherigen Erfahrungen 
ohne Beeinträchtigung der Sicherheit der Pfandbrief- 
gläubiger möglich, als Höchstgrenze für den Um- 
fang des Auslandsgeschäfts den zehnfachen Betrag 
des eingezahlten Grundkapitals einschließlich der 
in § 7 Abs. 1 des Schiffsbankgesetzes bezeichneten 
Rücklagen festzusetzen. Dabei wird darauf verzich- 
tet, für jede der beiden Arten des Auslandsgeschäfts 
eine eigene Grenze festzulegen. Vielmehr soll es 
den Schiffsbanken im Interesse einer beweglichen 
Geschäftspolitik freigestellt sein, wie sie den für 
ihr Auslandsgeschäft bestimmten Rahmen mit Be- 
leihungen nach § 10 oder mit Darlehen nach Arti- 
kel 1 Abs. 1 Buchstabe a (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 — neu — 
des Schiffsbankgesetzes) ausfüllen. Das ist unbe- 
denklich, weil die in § 7 Abs. 1 des Schiffsbank- 
gesetzes bestimmte Grenze für den Pfandbrief- 
umlauf unberührt bleibt und auch die zum Zwecke 
der Refinanzierung kommunalverbürgter Darlehen 
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aufgenommenen Globaldarlehen bei Kapitalsammel- 
stellen nadi § 7 Abs. 1 des Schiffsbankgesetzes auf 
sie angeredinet werden. 

Die Bindung des Auslandsgesdiäftsvolumens an das 
haftende Eigenkapital hat den Vorteil, daß die 
Schiffsbanken es künftig in der Hand haben, bei 
Bedarf durch Erhöhung ihres Grundkapitals oder 
Zuführungen zu den Rücklagen den Umfang des 
Auslandskredits zu erhöhen und nicht mehr wegen 
Erreichung einer im Gesetz vorgesehenen starren 
Grenze auf ihnen angetragene Finanzierungs- 
geschäfte mindestens »solange verzichten müssen, 
bis das Gesetz entsprechend geändert worden ist. 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält die Zustimmung des Bun- 
desrates zu dem Gesetzentwurf nicht für erforder- 
lich. Der Entwurf ist insbesondere nicht deswegen 
zustimmungsbedürftig, weil durch ihn Vorschriften 
geändert oder neu gefaßt werden, die ihre derzeit 
geltende Fassung durch das Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Schiffsbankgesetzes vom 8. Mai 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 293) erhalten haben. Auch 
dieses Gesetz bedurfte nicht der Zustimmung des 
Bundesrates, da es keine Vorschriften enthielt, die 
das Verwaltungsverfahren von Länderbehörden 
regelten. Daß der Bundesrat dem Gesetz vom 8. Mai 
1963 ausdrücklich zugestimmt hat, ist für die Frage 
der Zustimmungsbedürftigkeit ohne Bedeutung. Tat- 
sächlich ist das Gesetz vom 8. Mai 1963 auch nicht 
als zustimmungsbedürftiges Gesetz verkündet wor- 
den. 
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